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Trübe Aussich-
ten herrschten 
noch letztes Jahr 
in Anbetracht der 
„Reformabsich-
ten“, die uns der 
Dienstherr per 
üblichem Mantra 
(Schuldenbrem-
se, Struktur- und 

Sparkommission, Haushaltskonsoli-
dierung, das Saarland kann sich keine 
besseren Standards als andere Länder 
und der Bund leisten ...) anfänglich 
präsentierte: Anhebung auch der 
besonderen Altersgrenzen (Polizei, 
Feuerwehr, Justizvollzug) von bisher 
60 auf 63, 64 oder gar (höherer 
Polizeivollzugsdienst) 65 Jahre, wie 
beim Bund keinerlei Bonusregelung 
für Schichtdienstleistende, keine 
Veränderungen im Zulagenbereich, 
wenn diese kostenwirksam sind. 
Gott sei Dank sind diese Extrem- 
positionen jetzt aber vom Tisch. Die 
Gesprächs- und Kompromissbereit-
schaft auf Gewerkschafts- wie auch 
auf der Landesseite hat dazu geführt, 
dass im zähen Tauziehen zwischen der 
(Position Gewerkschaften) mitarbei-
ter- und organisationsverträglichsten 
Lösung und der (Position Landesver-
waltung) sparintensivsten Variante 
nun ein grundsätzlich ausgewogener, 
von beiden Seiten verantwortbarer 
Kompromiss gefunden wurde.

Der entsprechende Gesetzentwurf 
(Landtags-Drucksache 15/1056 vom 
17. 9. 2014) ist am 24. 9. 2014 in Erster 
Lesung in den Landtag eingebracht 
worden. In ihrer Einbringungsrede in 
der 29. Sitzung des Landtages, der 
auch GdP-Vorsitzender Ralf Porzel und 
einige seiner Mitstreiter interessiert 
lauschten, betonte nun sogar Innenmi-
nisterin Monika Bachmann selbst den 
langjährig vom DGB und seinen Ge-
werkschaften eingeforderten Grund-

Neue Altersgrenzen und Zulagen
Jetzt entscheidet unser Gesetzgeber 

satz „Verhandeln statt verordnen“ – 
das war schön zu hören und stimmt!

In der Tat wurden die Gewerk-
schaften diesmal nicht nur (wie es 
dem Gesetz genügt) unverbindlich  
„angehört“, sondern im Dialog auf 
Augenhöhe beteiligt und in der Sache 
an etlichen Stellen auch tatsächlich 
„gehört“. Dies sollte so bleiben. 
Schon der Erste Weltkrieg, an den wir 
uns heute nach 100 Jahren allenthal-
ben erinnern, hat gezeigt, dass ein 
langer, sturer Graben- und Stellungs-
krieg nur zu unsäglichen Opfern auf 
allen Seiten, aber nicht zu nennens-
werten „Geländegewinnen“ führt. 

Jetzt aber hat der Gesetzgeber, der 
Saarländische Landtag, das Wort, da-
mit das avisierte „Gesetz zur Ände-
rung des Saarländischen Beamtenge-
setzes und weiterer beamtenrechtli-
cher Vorschriften“ wie geplant am 
1. 1. 2015 in Kraft treten kann. Nach 
der Ersten Lesung ist der (einschließ-
lich Begründung 46 Seiten lange) 
Gesetzentwurf mit überwältigender 
Mehrheit (lediglich die Fraktion DIE 

LINKE stimmte dagegen) an den Aus-
schuss für Inneres und Datenschutz 
überwiesen worden. Der Ausschuss 
prüft den Entwurf sorgfältig. Hierzu 
lud er die Spitzenverbände (darunter 
DGB/GdP) mit Fachleuten für den 
9. 10. zur Anhörung in den Landtag 
ein. Danach kommt es zur Zweiten 

und Dritten Lesung (Verabschiedung) 
des Gesetzes, zur Veröffentlichung im 
Amtsblatt des Saarlandes sowie zum 
Inkrafttreten am 1. 1. 2015. 

Hier noch einmal die wesentlichen 
Eckpunkte der beabsichtigten 

Neuregelung:

• �Es erfolgen Änderungen des Saarlän-
dischen Beamtengesetzes (SBG), des 
ins Landesrecht übergeleiteten Bun-
desbesoldungsgesetzes (BBesG – ÜL-
Saar) und des Beamtenversorgungs-
gesetzes (BeamtVG – ÜL-Saar), der 
Nebentätigkeitsverordnung (NtVO), 
der Saarl. Lehrerlaufbahnverordnung 
sowie der ins Landesrecht übergelei-
teten Erschwerniszulagenverordnung 
(EZulV – ÜL-Saar). 

• �Stufenweise Anhebung der Alters-
grenzen im Beamtenbereich ab dem 
1. 1. 2015 von 65 auf 67 Jahre.

• �Beibehaltung der Antragsalters-
grenze von 63 Jahren, jedoch infol-
ge Anhebung der Regelarbeitsgren-
ze (s. o.) Versorgungsabschlag nun 
angehoben auf max. 14,4  v. H.; für 
schwerbehinderte Beamtinnen und 
Beamte verbleibt es bei max. 10,8 
v. H., ebenso für Beamtinnen und 
Beamte, die wegen Dienstunfähig-
keit, die nicht auf einem Dienstun-
fall beruht, in den Ruhestand ver-
setzt werden.

• �Abschlagsfreier Ruhestandseintritt 
mit 65 Jahren, sofern 45 Jahre mit an-
rechenbaren Zeiten zurückgelegt 
sind; für wegen einer nicht auf einem 
Dienstunfall beruhenden Dienstunfä-
higkeit vorzeitig in den Ruhestand 
versetzte Beamte ist schon bei Vollen-
dung des 63. Lebensjahres und anre-
chenbaren Zeiten von 35 bzw. 40 Jah-
ren eine abschlagsfreie Ruhestands-
versetzung möglich.

• �Für Beamtinnen und Beamte mit be-
sonderer Altersgrenze (Polizei, Feu-
erwehr, Justizvollzug) wird das Pen-
sionseintrittsalter stufenweise vom 
60. auf das 62. Lebensjahr angehoben 
(§ 128 SBG). Für die Geburtsjahrgän-
ge 1955 bis 1963 bestehen Über-

Fortsetzung auf Seite 2

Carsten Baum 
� Foto: GdP

Zur ersten Lesung des Gesetzes zur Änderung 
der Lebensarbeitszeit und der Erschwernis-
zulagen am 24. 9. 2014 waren im Landtag: 
Thomas Schlang, Carsten Baum und Ralf 
Porzel. � Foto: L. Schmidt
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gangsregelungen, d. h.  sie erreichen 
je nach Geburt mit 60 Jahren und ei-
nem Monat (Geburtsjahrgang 1/1955) 
und  61 Jahren und zehn Monaten 
(Geburtsjahrgang 1963) ihre Alters-
grenze. Auf Antrag kann der Eintritt 
in den Ruhestand um max. drei Jahre 
hinausgeschoben werden, wenn dies 
im dienstlichen Interesse liegt, der 
Antrag soll sechs Monate vor Eintritt 
in den Ruhestand gestellt werden.

• �Für den Vollzugsdienst wird erstmals 
eine Antragsaltersgrenze von 60 Jah-
ren eingeführt, ab der eine vorzeitige 
Ruhestandsversetzung mit entspre-
chenden Versorgungsabschlägen (0,3 
v. H. je Monat) beantragt werden 
kann. Um der Verwendung in beson-
ders belastenden Diensten (Wechsel-
schicht-/Schichtdienst) Rechnung zu 
tragen, wird die Möglichkeit der Re-

Fortsetzung von Seite 1 duzierung des jeweiligen Versor-
gungsabschlags ab einer Mindestzeit 
von fünf Jahren an Tätigkeiten im 
Schicht- und Wechselschichtdienst 
geschaffen. 

• �Insbesondere für die versorgungsna-
hen Jahrgänge, die in ihrer bisheri-
gen Lebensplanung bereits ab dem 
Jahr 2015 unmittelbar von der Anhe-
bung der Altersgrenze betroffen sind, 
wird sichergestellt, dass sie mit ent-
sprechenden anrechenbaren Zeiten 
auf Antrag mit Vollendung des 60. 
Lebensjahres abschlagsfrei in den 
Ruhestand versetzt werden können. 
Es erfolgt jedoch keine „zwangswei-
se“ Versetzung in den Ruhestand als 
Automatismus, sondern die Beamten 
können selbstbestimmt wählen zwi-
schen der Ruhestandsversetzung mit 
60 (je nach Schichtdienstjahren mit 
oder ohne Abschlag) oder dem „Län-
gerdienen“ übers 60. Lebensjahr hin-
aus (d. h. je nach Geburtstermin um 
einen bis 22 Monate mehr). 

• �Polizeizulage und Zulage „Dienst zu 
ungünstigen Zeiten (DuZ)“ bleiben 
unverändert. Die Stellenzulage für 
den Einsatzdienst der Feuerwehr 
wird um 25 Euro erhöht. Die bisheri-
ge Wechseldienst- und Schichtzulage 
(§ 20 EZulV -alt-) wird abgeschafft. 
Um der heutigen Schichtdienstwirk-
lichkeit besser gerecht zu werden,  
gibt es die neue „Zulage für Dienst zu 
wechselnden Zeiten“ (§§ 17 a bis 17 d  
EZulV -neu-). Diese Zulage erhält 
(nur), wer zu wechselnden Zeiten zum 
Dienst (ausgenommen Bereitschafts-
dienst) herangezogen wird (viermali-
ge Differenz von mindestens sieben 
und höchstens 17 Stunden zwischen 
den Anfangszeiten zweier Dienste in-
nerhalb des Kalendermonats) und im 
Kalendermonat mindestens fünf Stun-
den in der Zeit zwischen 20 Uhr und 
6 Uhr (Nachtdienststunden) leistet. 
Die Zulage setzt sich zusammen aus 
einem Grundbetrag von 1,44 Euro je 
geleisteter Nachtdienststunde, höchs-
tens jedoch 64,80 Euro monatlich, ei-
nem Erhöhungsbetrag von 0,60 Euro 
für jede zwischen 0 Uhr und 6 Uhr 
geleistete Stunde („Müde-Augen-Zu-
lage“) sowie einem monatlichen Zu-
satzbetrag von 12 Euro für Beamte, 
die im Kalendermonat mindestens 
dreimal überwiegend an einem Sams-
tag, Sonntag oder Feiertag zu Diens-
ten herangezogen werden.  

• �Übergangsregelung (§ 24 EZulV 
-neu-) zur Umstellung der WSD-Zula-
ge auf die neue Zulage für Dienst zu 
wechselnden Zeiten fürs erste Quartal 

2015: Wer für Dezember 2014 einen 
Anspruch auf eine Zulage für Wech-
selschicht- oder Schichtdienst nach 
§ 20 Abs. 1 oder Abs. 2 der alten 
EZulV hatte, erhält die Zulage für die 
Monate Januar bis März 2015 in glei-
cher Höhe als Vorschuss fortgezahlt, 
sofern die zulageberechtigende Tätig-
keit während dieser Monate fortge-
setzt wird. Dieser Vorschuss wird spä-
ter dann mit der Zulage verrechnet, 
die dem Beamten nach neuem Recht 
zusteht.  

• �Die Zulagen für besondere polizei-
liche Einsätze (MEK-/SEK-Zulage) 
wird um 18 v. H. auf 180 Euro er-
höht, um den gleichen Prozentsatz 
steigen die Zulagen für Tauchertä-
tigkeiten, für das Räumen und Ver-
nichten von Munition sowie für Tä-
tigkeiten der Sprengstoffentschär-
fer und Sprengstoffermittler.

• �Einführung der Familienpflegezeit 
als besonderer Form der Teilzeitbe-
schäftigung.

• �Rechtliche Ermöglichung der Umstel-
lung der papiergebundenen auf die 
elektronische Personalaktenführung.

• �Aufnahme einer Ermächtigungs-
grundlage zur finanziellen Abgel-
tung krankheitsbedingt nicht ge-
nommenen Erholungsurlaubs ins 
SBG (Umsetzung der diesbezügli-
chen EuGH-Rechtsprechung).

Gewerkschaften noch 
nicht zufrieden?

Wie bereits in der DGB-Stellungnah-
me vom Juni d. J. begründet und von 
uns auch in die Landtagsberatungen 
(Anhörung im Innenausschuss) einge-
bracht, ist auch der vorliegende Entwurf 
(noch) nicht so gut, als dass er nicht ver-
bessert werden kann bzw. muss. 

Das diesbezügliche „Optimierungs-
potenzial“ liegt insbesondere bei der 
Gewährung der neuen Zulage für 
Dienst zu wechselnden Zeiten auch an 
Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs-
dienst (unsere Kommissaranwärter!), 
sofern diese ihre Ausbildung beendet 
haben und in der Zwischenzeit bis zur 
erfolgreichen Laufbahnprüfung und Er-
nennung bereits Dienst bei den Polizei-
inspektionen verrichten. Hier muss un-
seres Erachtens ungeachtet formeller 
beamtenrechtlicher Statusfragen gel-
ten: Gleiches Geld für gleiche Arbeit!

Eine weitere Forderung betrifft die 
Kriterien für den Umgang des Dienst-
herrn mit Anträgen von Beamten auf 
freiwillige Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit gemäß § 128 Abs. 3 SBG. 

redaktionsschluss

Redaktionsschluss für die Dezember-
Ausgabe ist der 3. November  2014.
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Hier sollte aus Gründen planmäßiger 
Personalbewirtschaftung der Behörde 
wie auch im Interesse der Beamten, die 
einen solchen Antrag erwägen, nach-
haltig geklärt werden, wie es um die 
Bejahung oder Verneinung des für die 
Antragsgenehmigung maßgebenden 
„dienstlichen Interesses“ bestellt ist. 

Die vom Saarland beabsichtigten 
Regelungen zur Familienpflegezeit 
weisen Unzulänglichkeiten auf. Diese 
erscheinen nicht dadurch in einem mil-
deren Licht, dass sie dem Bund eben-
falls unterlaufen sind. Insofern wäre 
das Saarland gut beraten, sich positiv 
von den Bundesregelungen abzuhe-
ben und die DGB-Anregungen hierzu, 
die wir im Anhang unserer Stellung-
nahme dem saarländischen Gesetzge-
ber nahegebracht haben, umzusetzen.

Gefordert haben wir auch, dass die 
in § 13 BeamtVG bestehende Rege-
lung, dass bei wegen Dienstunfähig-
keit erfolgtem Ruhestandseintritt vor 
Vollendung des 60. Lebensjahres die 

Zeit vom Eintritt in den Ruhestand bis 
zum Ablauf des Monats der Vollen-
dung des 60. Lebensjahres für die Be-
rechnung des Ruhegehalts der ruhege-
haltsfähigen Dienstzeit zu zwei Dritteln 
hinzugerechnet wird, nunmehr ange-
passt wird unter dem Gesichtspunkt 
der neuen Altersgrenzen von 67 Jahren 
(allgemeine Beamten-Altersgrenze) 
bzw. 62 Jahren (besondere Altersgren-
zen). Anderenfalls würde ein Beamter, 
der schon infolge seiner Dienstunfähig-
keit Nachteile bei vorzeitiger Ruhe-
standsversetzung erleidet, hinsichtlich 
seiner Versorgung weitere Nachteile 
erleiden, weil die Zurechnungszeit bei 
der „Marke 60“ gekappt ist. Hinsicht-
lich der neuen Zulage haben wir die 
bessere Berücksichtigbarkeit von  
Schichten gefordert, die in der Praxis 
nicht immer in Form fester Schichten, 
sondern unregelmäßig zu allen Tag- 
und Nachtzeiten beispielsweise in der 
Kriminalitätsbekämpfung, in der ge-
meinsamen Rauschgiftermittlungs-

gruppe, im MEK usw. mit stark täter- 
und lageorientiertem Bezug geleistet 
werden, wobei dann viele Nachtstun-
den angesammelt, aber nicht unbe-
dingt acht Dienste mit den vier gefor-
derten Dienstpaaren geleistet werden. 

Und dann noch die aktuellen und 
individuellen Praxisfragen!  

Behördlichen Berechnungen zufol-
ge wird die Anhebung der Altersgren-
ze im Polizeibereich erhebliche Aus-
wirkungen haben. Zur sachgerechten 
Bewältigung dieser „Zahlenspiele“ 
erwartet die GdP ein mittelfristiges 
Konzept des Innenministeriums und 
des LPP, mit dem aufgezeigt wird, wie 
der Dienstherr und die Behörde mit 
der Angelegenheit hinsichtlich Stel-
lenbewirtschaftung, Neueinstellun-
gen, Umgang mit Verlängerungsan-
trägen pp. umzugehen gedenken. 
Rechnen ist gut – handeln ist besser!

Carsten Baum

Hand aufs Herz: 
Wer verfügte über 
In fo rmat ionen 
über die aktuellen 
Entwicklungen,   
wenn nicht die 
Gewerkschaften 
und Personalräte 
solche verbreiten 
würden?

Die GdP fordert 
das Ministerium für Inneres und Sport 
(Abt. D) und das Landespolizeipräsidi-
um (Leitung und Direktion LPP 3) auf, 
sich der im Zusammenhang mit den 
rechtlichen Neuregelungen ergeben-
den Informationsbedarfe zeitnah anzu-
nehmen, da diese zuvörderst Sache des 
Dienstherrn (und seiner Amtswalter) 
sind, nicht aber alleinige Angelegenheit 
von Berufs- und Personalvertretungen.

Ministerium und LPP sind jetzt qua 
Fürsorgepflicht gefordert, insbeson-
dere den Kollegen, die zu den soge-
nannten „versorgungsnahen Jahr-
gängen“ (Geburtsjahrgänge 1955 bis 
1963) gehören, deren individuell be-
stehenden Möglichkeiten sowie die 
behördliche Positionierung zu den 
gesetzlich bestehenden Ermessens- 
und Auslegungsfragen (Anträge auf 

Der Startschuss ist gefallen
Jetzt ist Öffentlichkeitsarbeit nach innen dringend notwendig! Ein Kommentar von Ralf Porzel

Lebensarbeitszeitverlängerung, In-
terpretation Wechselschichtdienst/
Schichtdienst) jetzt umgehend so zu 
erklären, dass die Kollegen wissen, 
woran sie sind. Das gilt ganz beson-
ders für den Jahrgang 1955, dessen 
Angehörige nach dem neuen § 128 
SBG ja schon über 60 hinaus im 
Dienst verbleiben sollen, also schon 
in wenigen Monaten ganz konkret 
betroffen sind. Ob und wie lange man 
über die 60 hinaus im Dienst bleiben 
muss, die finanziellen Konsequenzen 
(Versorgungsabschläge), die ein An-
trag auf Ruhestandsversetzung mit 60 
hat, von wem und wie die anrechen-
baren Schichtdienstzeiten festgestellt 
und ins amtliche Ruhestandsverset-
zungsverfahren eingebracht werden 
und welche Fristen zu beachten sind, 
sind nur einige Fragen, die nun drin-
gend beantwortet werden müssen.

Dies ist nicht Sache der Berufs- und 
Personalvertretungen, hier ist der 
Dienstherr gefordert, d.  h. die oberste 
Dienstbehörde (Ministerium für Inne-
res und Sport) sowie das Landespoli-
zeipräsidium mit den jeweiligen 
Grundsatz- und Personalverwal-
tungsdienststellen, belastbare und 
rechtsverbindliche Verfahrensregeln 

zu veröffentlichen und notwendige 
Auskünfte zu erteilen.

Auszuarbeiten und an alle Polizei-
dienststellen und Betroffene zu kom-
munizieren sind nicht zuletzt auch die 
Verfahrensregelungen zur Zahlbar-
machung der neuen Zulage. Wie ist 
sie zu beantragen, wie und von wem 
wird sie berechnet, gibt es ein formu-
larmäßiges und/oder ein dv-basiertes 
Verfahren (in Bedatime?). Wie wirken 
sich Teilzeitbeschäftigung, Krankheit 
nach Dienstunfall aus und welche 
Rolle spielen dabei die Vorgesetzten 
und Geschäftszimmer (Servicedienst 
im ESD), die die zulageberechtigten 
Beamtinnen und Beamten betreuen? 

Die GdP nutzt momentan jede Gele-
genheit, die Verantwortlichen hinsicht-
lich des bestehenden Handlungs- und 
Informationsbedarfs unserer Kollegin-
nen und Kollegen sowie ihrer Dienst-
stellen zu sensibilisieren. Vielleicht 
wird ja aber auch beim Dienstherrn als-
bald eine „Hotline“ eingerichtet, die 
unkompliziert und fachkompetent die 
erforderlichen Auskünfte gibt?  

Fest steht jedenfalls, dass – sobald das 
Gesetz im Amtsblatt steht – die Telefone 
nicht mehr stillstehen werden. Dafür 
sollte man sich rechtzeitig wappnen.

Ralf Porzel �Foto: GdP
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Am 19. November 2014 wird auch die Schwerbehinder-
tenvertretung innerhalb des Landespolizeipräsidiums 
(LPP) neu gewählt. Stefan Meisberger (56) als bisherige 
Vertrauensperson und sein Stellvertreter Patric Louis (46) 
haben in den vergangenen Jahren als Team bewiesen, 
dass sie sich mit großem Engagement und hoher Fach-
kompetenz für diese verantwortungsvollen Ämter im Sin-
ne der betroffenen Menschen auch weiterhin empfehlen. 
Die saarländische Institution „Meisi“ tritt damit seit 2002 
zu seiner vierten Wiederwahl als Vertrauensperson der 
schwerbehinderten und gleichgestellten Menschen in der 
saarländischen Polizei an. Patric Louis bekleidet sein Amt 
als stellvertretendes Mitglied bereits seit 2011. Innerhalb 
des LPP sind derzeit ca. 230 Beschäftige schwerbehindert 
bzw. diesen gleichgestellt und wählen Mitte November 
ihre Vertreterinnen/Vertreter. Der Aushang bzw. die Ver-
öffentlichung der Wahlausschreiben erfolgte bereits am 
22. 9. 2014 auf allen Dienststellen.� Die Redaktion

Wahl der Schwerbehindertenvertretung 2014 
Erfolgreiches Team im LPP tritt zur Wiederwahl an

Patric Louis und Stefan Meisberger: Ein bewährtes Team.� Foto: GdP

„Frau Fleißig, es ist ja toll, wie Sie 
sich hier eingearbeitet haben und wie 
Sie sehen, wo es fehlt. Ich denke, wir 
sollten versuchen, mal eine bessere 
Eingruppierung für Sie durchzuset-
zen. Immerhin hat Ihre Tätigkeit in der 
Sachbearbeitung mittlerweile deutlich 
überhandgenommen. Wir brauchen in 
unserer Polizei auch viel nötiger mehr 
Sachbearbeiter anstelle von Schreib-
kräften, wo doch immer weniger reine 
Schreibarbeiten anfallen.“

Leistung muss sich lohnen …
Eine beinahe unglaubliche Geschichte  

Von Ralf Walz

Endlich mal ein Lichtblick, denkt 
Frau Fleißig, sie hatte schon befürch-
tet, in ihrer bescheidenen Entgelt-
gruppe in Rente gehen zu müssen, 
nachdem mit dem Inkrafttreten des 
TV-L die Bewährungsaufstiege abge-
schafft wurden. Der Unterstützung 
des Vorgesetzten gewiss, wurde flugs 
ein Antrag gestellt, künftig doch wie 
eine Sachbearbeiterin eingruppiert 
zu werden. Trotz des zunächst zu er-
wartenden kargen Lohnzuwachses 

(Der böse TV-L 
hatte den „nicht 
stufengleichen 
Aufstieg“ einge-
führt, der dafür 
sorgte, dass Hö-
h e r g r u p p i e -
rungsgewinne 
zunächst sehr 
gering ausfielen. 
So gering, dass in 
den unteren 
Lohngruppen so-
gar ein Mindest-
betrag von 25 
Euro eingeführt 
werden musste, 
um überhaupt ei-
nen wahrnehm-
baren Zugewinn 

zu garantieren.) kam schon ein biss-
chen Euphorie bei Frau Fleißig auf; 
Tarifbeschäftigte sind in der Regel 
sehr bescheiden.

Dumm nur, dass es mit der Bearbei-
tung des Antrages etwas länger dau-
erte. Aber macht ja nichts, der Antrag 
war gestellt, die Ansprüche gesichert 
und ja, Tarifbeschäftigte sind …, aber 
das wissen wir ja schon.

Doch dann – gerade mal gut zwei 
Jahre später – tut sich doch etwas. 
Der Antrag wird bearbeitet und posi-
tiv beschieden. Herzlichen Glück-
wunsch, Frau Fleißig, rückwirkend 
zum 1. 1. 2012 sind sie in die E 6 hö-
hergruppiert! Macht einen theoreti-
schen Lohnzuwachs von monatlich 
21,51 Euro brutto aus, der, dank Min-
destbetrag, auf sagenhafte 25 Euro 
erhöht wird. Das ist doch was! 

Keine Rose ohne Dornen, und so 
verwundert es nicht, dass da noch 
ein Haken ist. Frau Fleißig ist nun 
nicht mehr bloß Schreibkraft, son-
dern Sachbearbeiterin – und somit 
fällt ihre Funktionszulage für 
Schreibkräfte weg! Die beträgt im-
merhin 87,44 Euro! Also, eine Ent-
geltgruppe höher und damit 62,44 
Euro weniger! Tarifbeschäftigte sind 
…; nein, so bescheiden sind sie auch Wie gewonnen, so zerronnen! � Karikatur: Martin Becker
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wieder nicht. Das hat auch die Lan-
desregierung erkannt und eine Be-
sitzstandsregelung eingeführt. Die 
fehlenden 62,44 Euro werden als 
persönliche Zulage weitergezahlt. 
Man kennt ja seine Verantwortung 
als öffentlicher Arbeitgeber.

Also alles gut. Ein Nullsummen-
spiel. Nein, so einfach darf’s ja auch 
nicht sein, denn diese persönliche Zu-
lage wird mit den allgemeinen Lohn-
steigerungen abgeschmolzen und hat 

sich schon nach einem Jahr aufgelöst. 
Zur Erinnerung, die Funktionszulage 
wäre immer noch in gleicher Höhe 
weitergezahlt worden.

Was bleibt jetzt für Frau Fleißig? 
Zunächst das beglückende Gefühl, 
eine Höhergruppierung erreicht zu 
haben und in wenigen Jahren auch 
noch einen Stufenaufstieg zu ma-
chen, der dann zu einem tatsächli-
chen, wenn auch bescheidenen Plus 
in der Lohntüte führen wird. Dem ge-

genüber stehen ein zunächst geringe-
rer Monatslohn und eine Rückforde-
rung der Finanzkasse in Höhe von 
mehreren hundert Euro. Durch die 
rückwirkende „Höhergruppierung“ 
muss die Funktionszulage ja zurück-
erstattet werden. 

Es bleibt aber auch das Gefühl zu-
rück, dass Leistung sich vielleicht 
doch nicht immer lohnt, zumindest 
nicht für Tarifbeschäftigte im öffentli-
chen Dienst!

Am 25. und 26. September d. J. tra-
fen sich im Hotel Merker am Bostalsee 
die Landesseniorenvorsitzenden der 
süddeutschen Landesbezirke. Auf der 
Tagesordnung des Treffens, dem unser 
Seniorenvorsitzender Artur Jung vor-
stand, standen die Präsentation des 
saarländischen Landesbezirkes, ein in-
tensiver Meinungsaustausch über die 
aktuellen seniorenpolitischen Schwer-
punktthemen in den Ländern wie die 
Zukunft der Versorgung und die Aus-
gestaltung der Beihilfe. Man verstän-
digte sich grundsätzlich über die Hal-
tung der „süddeutschen“ Delegierten, 
die als Senioren auf dem anstehenden 
Bundeskongress im November in Ber-
lin teilnehmen werden, zu den erwarte-
ten Anträgen und Wahlvorschlägen. 
Wie immer konnte Artur Jung resümie-
ren, dass die süddeutschen Senioren im 
Gleichklang auftreten werden.

Die Redaktion

Senioren

Süddeutsches Treffen

Süddeutsche Seniorenvertreter der GdP in Bosen (v. l. n. r.): die Kollegen Zeitler (Hessen), 
Reitler (Saarland), Heckenkemper (NRW), Wahlig (BKA), A. Jung (Saarland) und Schneider 
(Sachsen), Leist und Schulz (Bayern), Johannes (Thüringen), Fischer (Baden-Württemberg), 
Böhmer (Saarland), Wäntig (Thüringen), Bohn (Baden-Württemberg), Müller (Hessen) und K. 
Wagner (Saarland). Die Kollegen Mohr und Rainer Blatt (Rheinland-Pfalz) fehlen auf dem Bild, 
da sie früher abreisen mussten. � Foto: Jung

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich lade Euch herzlich zu unserer Mitgliederversammlung am Donnerstag, 
27. November 2014, 15.30 Uhr, in die Polizeikantine (Mainzer Str. 134–136, 66121 Saarbrücken) ein.� Jordana Becker

Kreisgruppe Saarbrücken-Stadt

Jahresmitgliederversammlung

Hiermit lade ich Euch, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, zur traditionel-
len Jahresmitgliederversammlung ein, 
und zwar am Freitag, 14. November 
2014, 14 Uhr, im Gasthaus STEPHAN 
in Steinberg-Deckenhardt.

Kreisgruppe St. Wendel

Jahresmitgliederversammlung
Neben Jubilarehrungen und Re-

chenschaftsberichten werden wir 
mit unserem Landesvorsitzenden 
Ralf Porzel über die aktuellen 
gewerkschaftspolitischen Themen 
sprechen.

Im Anschluss gibt’s, wie gewohnt, 
ebbes Guddes. Die Einladung erfolgt 
nur auf diesem Weg.

Thomas Ehlhardt
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Die Spezialeinheiten (SE) des Saar-
landes, SEK (Spezialeinsatzkommando) 
und MEK (Mobiles Einsatzkommando), 
haben Gründungsjubiläum. Vor exakt 
40 Jahren wurden die SE – insbesonde-
re aufgrund der Ereignisse 1972 (Terror-
akt Olympiade München)  – auch im 
Saarland „gegründet“. 

Das Jubiläum wurde in zwei Teilen 
gefeiert. Teil 1 – Festakt – fand im ehe-
maligen Speisesaal auf dem Wacken-
berg statt. In einem schönen Rahmen 
mit musikalischer Begleitung durch das 
Ensemble des Polizeiorchesters konnte 
der erst kurz in seiner neuen Funktion 
bestellte POR Frank Mink als Ständiger  
Vertreter der Direktion 1 zahlreiche Eh-
rengäste begrüßen. So waren neben 
den Vertretern der saarländischen Poli-
tik die Mitglieder des Innenausschusses 
(der Vorsitzende Günter Waluga für die 
SPD, Ruth Meyer und Günter Becker  
für die CDU, Birgit Huonker für die 
Fraktion DIE LINKE), Innenministerin 
Monika Bachmann, Innenstaatssekretär 
Georg Jungmann, Vertreter des Minis-
teriums, der Fachhochschule, zahlreiche 
Führungskräfte der saarländischen Poli-
zei, der Bundespolizei, die Vertreter der 
Polizeigewerkschaften sowie der Perso-
nalvertretungen präsent. Auch  die De-
legationen der benachbarten und be-

freundeten Spezialeinheiten aus 
Rheinland-Pfalz, Hessen, Baden-Würt-
temberg, Bayern, Luxemburg und der 
GSG 9 waren gekommen.  Der allerers-
te Kommandoführer einer Spezialein-
heit im Saarland, EPHK i. R. Alois Gries 
(87), saß in der ersten Reihe. 

Unser Landesvizepräsident Hugo 
Müller würdigte in seinem Grußwort 
u. a. die heutige Organisationsform der 
SE als Ergebnis der Diskussionen der 
AG 2020: „Diese Entscheidung hat sich 
mehr als bewährt“. Er sprach von einer 

Anlass zum Feiern
Erfolgsgeschichte: „Die problemlose 
Übernahme von Einsatzlagen MEK und 
SEK für Fläche und Fachdirektionen ist 
gewährleistet“. Im Zusammenhang mit 
Einsatzfähigkeit und guter Stimmungs-
lage in den SE weist Hugo Müller auf 
die wichtige Aufgabe im LPP hin, für 
eine gute und sinnvolle Anschlussver-
wendung nach Ende der Dienstzeit in 
den SE Sorge zu tragen.  

Unsere Innenministerin Monika 
Bachmann ließ es sich nicht nehmen, 
den Festvortrag zu halten. In ihrer sehr 
bewegenden Rede gelang es der Minis-
terin, nicht nur die „saarländischen 

Kräfte“ zu erreichen – die Kernaussa-
gen „Respekt und Anerkennung, Wert-
schätzung“ durch die Verantwortlichen 
in der Landespolitik für die Leistung der 
Mitarbeiter der Spezialeinheiten ist 
auch von den Kommandoführern der 
benachbarten Länder positiv wahrge-
nommen worden. Nicht ohne Stolz be-
kräftigte  die Ministerin ihr Engagement 
für die GdP-Forderung nach moderater 
Erhöhung der Erschwerniszulage.

Dann verlegten alle in die Mainzer 
Straße – in die Wagenhallen der SE – 
zum Teil 2. Dort warteten bereits die 
„Ehemaligen“ aus 40 Jahren SEK und 
MEK und die „Verbinder“ zu allen Or-
ganisationseinheiten des LPP. Ehren-
gäste, aktive SEler, ehemalige SEler 
und kollegiale Freunde  verbrachten ei-
nen kommunikativen Teil 2 „40 Jahre 
Spezialeinheiten Saarland“ mit vielen 
Fotos und Videos aus der Geschichte 
der SE. Viele vertraute (und auch er-
graute ...) Köpfe, viele Hallos und Umar-
mungen, und viele gute Gespräche. So-
gar das Wetter spielte mit, damit es ein 
gelungenes Fest wurde. Mindestens 
ebenso wichtig und wohltuend wie die-
ses war allerdings die tolle Unterstüt-
zung bei der „Logistik“ vor Ort aus ei-

Grußwort von Hugo Müller� Fotos: GdP

Innenminsterin Bachmann hielt die Festrede

Jubiläumsgeschenk der GdP

genen Reihen: ein tolles Team LPP 14, 
eine Dauerunterstützung LPP 4.10 
(Foto + Videotechnik), das Team SE.

Alles in allem also ein Jubiläum, wie 
es im Buche stand: Danke!

Dieter Debrand

Kreisgruppe LPP

20 Jahre Trage- 
zeit sind genug 

Sage und schreibe 20 Jahre Tragezeit 
hatten die bisherigen grün-weißen Fuß-
balltrikots der Spezialeinheiten mit 
dem gleichfarbigen farbigen GdP-Stern 
mittlerweile hinter sich gebracht, und 
entsprechend war nunmehr ihr Zu-
stand. Also höchste Zeit für was neues!

Schöne schwarz-weiße, dezent mit 
GdP-Stern ausgestattete Trikotsätze 
wurden beschafft, der GdP-Zuschuss 
hierfür wurde vor Ort am Dienstsitz 
des LPP 12 übergeben, um die von den 
Kollegen selbst aufgebrachten Kos-
tenbeiträge vertretbar zu halten. Un-
sere Spezialeinheiten, die ja auch eine 
schwarze Einsatzkluft tragen, haben 
nun dazu passend auch schwarze Fuß-
balltrikots.� Carsten Baum

Trikotübergabe durch Martin Speicher (li.) 
und Carsten Baum (re.).� Foto: GdP
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GdP-Frauengruppe

Liebe Kolle-
ginnen, es ist 
mal wieder so-
weit. Der Frau-
envorstand hat 
b e s c h l o s s e n , 
dass es am 

Mittwoch, 3. 
Dezember 2014, 
nach Trier geht.

Es geht los mit 
dem Zug ab Saarbrücken entlang der 
Saarschiene. Abfahrt in Saarbrücken 
wird um 11.30 Uhr sein. Die Zusteige-
möglichkeiten sind dementsprechend 
gut über Völklingen, Saarlouis oder 
Merzig gesichert. Danach wird es 
eine Erlebnisführung römischer Kul-
tur geben, Besuch des Weihnachts-
marktes und ein gemeinsames 
Abendessen. 

Näheres rechtzeitig auf unserer 
Homepage und per Aushang. Wir 
freuen uns auf eine rege Teilnahme. 
Anmeldungen ab sofort über die Ge-
schäftsstelle der GdP 06 81/8 41 24 10, 
Vera Koch unter 0 68 38/98 65-3 57 
oder 01 51/12 31 38 39 oder jede an-
dere euch bekannte Kollegin aus dem 
Frauenvorstand. 

Beste Grüße Vera Koch 

Frauenfahrt im 
Dezember nach 

Trier

Vera Koch � Foto: GdP

Wir Ihr sicher wisst, ist die Kantine 
der Bereitschaftspolizei schon seit ge-
raumer Zeit geschlossen. Noch subop-
timaler ist dann der Umstand, dass die 
Neueinstellungen der P 36 während 
der Dienstzeit nur in Ausnahmefällen 
das Dienstgelände verlassen dürfen. 

Und dann liegt zu Hause auch noch 
das Butterbrot auf dem Tisch ... 

Wir haben daher etwas Kleines für 
unsere neuen Kollegen/-innen in die 
Wege geleitet:

Seit Montag, dem 22. September 
2014, befährt das Bäckerauto der Bä-
ckerei Strobel täglich das Dienstgelän-
de der Bereitschaftspolizei gegen 12 
Uhr und bietet dort die üblichen Back-
waren sowie belegte Brötchen an. 

Für Euch & gegen den Hunger! 
David Maaß

Junge Gruppe

Bäckerauto
Der Eintritt ist für GdP-Mitglieder und deren Angehörige frei.

Reger Andrang am Bäckerauto: Wir kümmern uns! � Foto: JUNGE GRUPPE
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Kreisgruppe Saarbrücken-Stadt

Im Mai dieses Jahres fragten Mit-
glieder der Polizeiinspektion Saarbrü-
cken-Burbach beim Vorstand der 
Kreisgruppe Saarbrücken-Stadt an, ob 
es möglich wäre, sich seitens der Kreis-
gruppe an der Beschaffung neuer, 
zwingend erforderlicher Küchenuten-
silien zu beteiligen. An der Ausstattung 
der Gemeinschaftsküche der PI Saar-
brücken-Burbach ließ zu diesem Zeit-
punkt einiges zu wünschen übrig. Es 
fehlte u. a. an Küchenmessern, Dosen-
öffnern, Pfannenwendern usw.

In der Vorstandssitzung der Kreis-
gruppe Saarbrücken-Stadt am 20. 5. 
2014 wurde einstimmig der Beschluss 
gefasst, die erforderlichen Anschaffun-
gen für die Gemeinschaftsküche der 

Spende notwendiger 
Küchenutensilien für die 
PI Saarbrücken-Burbach

V. l. n. r.: Marcel Hoffmann, Thomas Kolz und David Bohnenberger
� Foto: Bohnenberger

PI  Saarbrücken-
Burbach mit 100 € 

zu unterstützen. 
In der Folge 

wurden durch 
unser Vorstands-
mitglied Marcel 
Hoffmann, wel-
cher bei der PI 
Burbach be-
dienstet ist, die 
fehlenden Kü-
chenutensil ien 
bedarfsorientiert beschafft. Diese 
wurden am 14. 8. 2014 durch den 
stellv. Kreisgruppenvorsitzenden Da-
vid Bohnenberger dem stellv. Dienst-
stellenleiter der PI Saarbrücken-Bur-
bach, PHK Thomas Kolz, überreicht. 

Neben dieser unterstützenden 
Leistung spendete die Kreisgruppe 
Saarbrücken-Stadt nach entspre-
chenden Anfragen zudem je 50 € für 
die diesjährigen Dienststellenfeste 

der PI Saarbrücken-Burbach sowie 
der PI Alt-Saarbrücken. 

Wir sind froh, mit solchen Hilfeleis-
tungen den Arbeitsalltag der Mitglieder 
und auch der Nichtmitglieder in Saar-
brücken etwas angenehmer gestalten 
zu können. Dafür sind wir schließlich 
da. Sollte irgendwo der Schuh drücken, 
dann sprecht uns bitte an! 

Euer Kreisgruppenvorstand
i. A. David Bohnenberger

Gleich zwei GdP-Kollegen der 
Kreisgruppe St. Wendel vollendeten 
im August mit Erreichung des 60. Le-
bensjahres ihre aktive Dienstzeit. 
Hans Günter Setz aus Gronig war am 
1. 3. 1976 in die saarländische Polizei 
eingestellt worden und nach dem F I 
bei der PI St. Wendel, zuletzt dort auf 
dem Posten Tholey. 

Peter Haab aus Freisen-Reitscheid 
begann 1978 bei der saarländischen Po-
lizei und verrichtete bei dem damaligen 
PRev Türkismühle seinen Dienst. Nach 
dem Besuch der Fachhochschule für 

Kreisgruppe St. Wendel
Peter Haab und Hans  

Günter Setz im Ruhestand

Verwaltung war er zunächst bei dem 
ehemaligen PRev Bexbach und ab 1992 
beim KD der PI Nohfelden-Türkismüh-
le, zuletzt dort als KD-Leiter. Beide Kol-
legen gehören der GdP bereits weit 

über 30 Jahre an und erhielten zu ihrem 
60. Geburtstag die „Ruhestandsuhr“ 
der Kreisgruppe. Wir wünschen ihnen 
noch viele glückliche Jahre bei guter 
Gesundheit.� Dietmar Böhmer

Peter Haab (Mitte) wurde 60� Fotos: BöhmerHans Günter Setz

Hedi Andler, eine über Jahre en-
gagierte Gewerkschafterin, starb mit 
58 Jahren. Viel zu früh. Hedi war 
über ein Jahrzehnt Vorstandsmit-
glied der Kreisgruppe LKA, u. a. als 
Kassiererin. Sie war die erste weibli-
che ordentliche Delegierte der GdP 
auf einem Bundesdelegiertentag und 
war treibende Kraft beim Aufbau ei-
ner GdP-Frauengruppe. Gerne hät-
ten wir mit ihr noch viele Jahre dis-
kutiert und von ihren Ideen profitiert. 
Tschüss Hedi.

� Dieter Meissner

Hedi Andler am 14. und 15. Oktober 1992 als Delegierte auf dem GdP-Bundeskongress in 
Braunschweig (v. l. n. r.): Dietmar Hünnefeld, Hugo Müller, Klaus Maas, Helmut Schliwinsky, 
Jürgen Barth, Eduard Kiebel und Eugen Roth � Foto: GdP

nachruf


